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IM NAMEN DER REPUBLIK! 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten  

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin  

Dr. Verena MADNER  

 

und der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

Dr. Andreas HAUER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Georg LIENBACHER, 

Dr. Michael MAYRHOFER, 

Dr. Michael RAMI, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Mag. Nina KREN, MA 

als Schriftführerin, 
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in der Beschwerdesache des ************ (alias ******) ***** (alias *****),  

*********************, **** ********, vertreten durch die Rechtsanwälte  

Dr. Peter Lechenauer und Dr. Margrit Swozil, Hubert-Sattler-Gasse 10,  

5020 Salzburg, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 

1. Juli 2021, Z W131 2172963-1/26E, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung 

gemäß Art. 144 B-VG zu Recht erkannt: 

 

I. 1. Der Beschwerdeführer ist durch das angefochtene Erkenntnis, soweit da-

mit die Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan, gegen die 

Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Grün-

den, gegen die Erlassung einer Rückkehrentscheidung, gegen die Feststellung 

der Zulässigkeit der Abschiebung und gegen die Festsetzung einer 14-tägigen 

Frist für die freiwillige Ausreise abgewiesen wird, im verfassungsgesetzlich ge-

währleisteten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander (Art. I 

Abs. 1 Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr. 390/1973) verletzt worden. 

Das Erkenntnis wird insoweit aufgehoben. 

2. Im Übrigen wird die Behandlung der Beschwerde abgelehnt. 

Insoweit wird die Beschwerde dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung 

abgetreten. 

II. Der Bund (Bundesminister für Inneres) ist schuldig, dem Beschwerdeführer 

zuhanden seiner Rechtsvertreter die mit € 2.856,– bestimmten Prozesskosten 

binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. 

Entscheidungsgründe 

I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren  

1. Der Beschwerdeführer ist afghanischer Staatsangehöriger, der der Volksgruppe 

der Tadschiken angehört und sich zum sunnitisch-muslimischen Glauben bekennt. 

Er ist in der Provinz Kabul, Distrikt Kalakan, geboren und aufgewachsen. 
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2. Am 31. Juli 2017 stellte der Beschwerdeführer im Bundesgebiet einen Antrag 

auf internationalen Schutz. Mit Bescheid vom 22. September 2017 wies das Bun-

desamt für Fremdenwesen und Asyl diesen Antrag sowohl hinsichtlich der Zuer-

kennung des Status des Asylberechtigten als auch hinsichtlich des Status des sub-

sidiär Schutzberechtigten als unbegründet ab, erteilte keinen Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen, erließ gegen den Beschwerdeführer eine 

Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass die Abschiebung nach Afghanistan zuläs-

sig ist, und setzte eine 14-tägige Frist zur freiwilligen Ausreise. 

3. Die gegen diesen Bescheid erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungs-

gericht nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung mit Erkenntnis vom 

1. Juli 2021 als unbegründet ab. Das Bundesverwaltungsgericht führt im Wesent-

lichen aus, dass der Beschwerdeführer keine individuell gegen seine Person ge-

richtete asylrelevante Verfolgung glaubhaft machen habe können. Insbesondere 

drohe dem Beschwerdeführer keine Verfolgung auf Grund einer Blutfehde. 

Auch die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzbe-

rechtigten erachtet das Bundesverwaltungsgericht für nicht gegeben. Auf Grund 

der volatilen Sicherheitslage im Entscheidungszeitpunkt könne der Beschwerde-

führer zwar weder in seine Herkunftsprovinz Kabul, Distrikt Kalakan, noch in die 

Stadt Kabul als innerstaatliche Fluchtalternative zurückkehren. Die Nichtzuerken-

nung des Status des subsidiär Schutzberechtigten begründet es aber damit, dass 

dem Beschwerdeführer in den Städten Herat und Mazar-e Sharif eine innerstaat-

liche Fluchtalternative zur Verfügung stehe. Auf Grund der persönlichen Um-

stände des Beschwerdeführers, die das Bundesverwaltungsgericht näher darlegt, 

sei ihm eine Neuansiedlung in diesen Städten zumutbar. Auch die Sicherheitslage 

stehe, wie das Bundesverwaltungsgericht im Rahmen der rechtlichen Beurteilung 

ausführt, einer Rückkehr nicht entgegen: 

"Das Niveau an willkürlicher Gewalt ist in den Städten Herat und Mazar-e Sharif so 
gering, dass für Zivilisten an sich nicht die Gefahr besteht, von erheblichen Eingrif-
fen in die psychische oder physische Unversehrtheit betroffen zu sein. Auch sind 
Herat-Stadt und Mazar-e Sharif durch einen internationalen Flughafen über den 
Luftweg sowohl sicher als auch legal erreichbar.  

Soweit der Beschwerdeführer in seiner Stellungnahme vom 03.05.2021 auf An-
kündigungen eines Abzugs der noch in Afghanistan stationierten Truppen der Ver-
einigten Staaten hinweist, ist Folgendes zu erwägen: Es handelt sich dabei um eine 
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reine Spekulation über mögliche zukünftige Entwicklungen. Wie bereits oben er-
wogen steht der angenommene Neuansiedlungsort derzeit nicht unter Kontrolle 
oder sonstigem (maßgeblichem) Einfluss der Taliban." 

4. Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG ge-

stützte Beschwerde, in der die Verletzung in näher bezeichneten verfassungsge-

setzlich gewährleisteten Rechten behauptet und die kostenpflichtige Aufhebung 

des angefochtenen Erkenntnisses beantragt wird. Darin bringt der Beschwerde-

führer u.a. vor, dass sich die Sicherheitslage in ganz Afghanistan zuletzt wieder 

derart verschlechtert habe, dass eine Rückkehr nach Afghanistan nicht als zulässig 

erachtet werden könne. 

5. Das Bundesverwaltungsgericht hat die Gerichts- und Verwaltungsakten vorge-

legt und eine Gegenschrift erstattet, in der es mit näherer Begründung dem Be-

schwerdevorbringen entgegentritt. 

II. Erwägungen 

A. Soweit sich die – zulässige – Beschwerde gegen die Abweisung der Beschwerde 

durch das Bundesverwaltungsgericht hinsichtlich der Nichtzuerkennung des Sta-

tus des subsidiär Schutzberechtigten, der Nichterteilung eines Aufenthaltstitels 

aus berücksichtigungswürdigen Gründen, der Erlassung einer Rückkehrentschei-

dung, der Feststellung der Zulässigkeit der Abschiebung und der Festsetzung einer 

14-tägigen Frist für die freiwillige Ausreise richtet, ist sie auch begründet: 

1. Nach der mit VfSlg. 13.836/1994 beginnenden, nunmehr ständigen Rechtspre-

chung des Verfassungsgerichtshofes (s. etwa VfSlg. 14.650/1996 und die dort an-

geführte Vorjudikatur; weiters VfSlg. 16.080/2001 und 17.026/2003) enthält Art. I 

Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des Internationalen 

Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, 

BGBl. 390/1973, das allgemeine, sowohl an die Gesetzgebung als auch an die Voll-

ziehung gerichtete Verbot, sachlich nicht begründbare Unterscheidungen zwi-

schen Fremden vorzunehmen. Diese Verfassungsnorm enthält ein – auch das 

Sachlichkeitsgebot einschließendes – Gebot der Gleichbehandlung von Fremden 

untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann und insoweit zulässig, 

als hiefür ein vernünftiger Grund erkennbar und die Ungleichbehandlung nicht un-

verhältnismäßig ist. 
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Diesem einem Fremden durch Art. I Abs. 1 leg.cit. gewährleisteten subjektiven 

Recht widerstreitet eine Entscheidung, wenn sie auf einem gegen diese Bestim-

mung verstoßenden Gesetz beruht (vgl. zB VfSlg. 16.214/2001), wenn das Verwal-

tungsgericht dem angewendeten einfachen Gesetz fälschlicherweise einen Inhalt 

unterstellt hat, der – hätte ihn das Gesetz – dieses als in Widerspruch zum Bun-

desverfassungsgesetz zur Durchführung des Internationalen Übereinkommens 

über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, BGBl. 390/1973, ste-

hend erscheinen ließe (s. etwa VfSlg. 14.393/1995, 16.314/2001) oder wenn es bei 

Erlassung der Entscheidung Willkür geübt hat (zB VfSlg. 15.451/1999, 

16.297/2001, 16.354/2001 sowie 18.614/2008). 

Ein willkürliches Verhalten des Verwaltungsgerichtes, das in die Verfassungs-

sphäre eingreift, liegt unter anderem in einer gehäuften Verkennung der Rechts-

lage, aber auch im Unterlassen jeglicher Ermittlungstätigkeit in einem entschei-

denden Punkt oder dem Unterlassen eines ordnungsgemäßen 

Ermittlungsverfahrens überhaupt, insbesondere in Verbindung mit einem Ignorie-

ren des Parteivorbringens und einem leichtfertigen Abgehen vom Inhalt der Akten 

oder dem Außerachtlassen des konkreten Sachverhaltes (zB VfSlg. 15.451/1999, 

15.743/2000, 16.354/2001, 16.383/2001). 

2. Ein derartiger, in die Verfassungssphäre reichender Fehler ist dem Bundesver-

waltungsgericht bei seiner Entscheidung hinsichtlich der Nichtzuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten unterlaufen: 

2.1. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, dessen Antrag auf interna-

tionalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten ab-

gewiesen wird, der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn 

eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 

Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 oder 3 EMRK oder 

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur EMRK bedeuten oder für ihn als Zivilperson 

eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürli-

cher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit 

sich bringen würde. 

2.2. Das Bundesverwaltungsgericht legt seinen Feststellungen zur Lage in Afgha-

nistan allgemein das "Länderinformationsblatt der Staatendokumentation (Stand 
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11.06.2021)" (im Folgenden: Länderinformationsblatt vom 11. Juni 2021) zu-

grunde. Spezifisch hinsichtlich der "Sicherheitslage im Jahr 2021" stellt das Bun-

desverwaltungsgericht Folgendes fest:  

"Mit April bzw. Mai 2021 nahmen die Kampfhandlungen zwischen Taliban und Re-
gierungstruppen stark zu (RFE/RL 12.5.2021a; cf. SIGAR 30.4.2021, BAMF 
31.5.2021). Im Mai 2021 übernahmen die Taliban die Kontrolle über den Distrikt 
Dawlat Shah in der ostafghanischen Provinz Laghman (LWJ 20.5.2021) und den 
Distrikt Nerkh in der Provinz (Maidan) Wardak, einen strategischen Distrikt etwa 
40 Kilometer von Kabul entfernt. Spezialkräfte wurden in dem Gebiet eingesetzt, 
um den Distrikt Nerkh zurückzuerobern, nachdem Truppen einen 'taktischen 
Rückzug' angetreten hatten (RFE/RL 12.5.2021b; vgl. TN 12.5.2021, AJ 12.5.2021). 
Aufgrund der sich intensivierenden Kämpfe zwischen den Taliban und der Regie-
rung an unterschiedlichsten Fronten in mindestens fünf Provinzen (Baghlan, 
Kunduz, Helmand, Kandahar und Laghman) sind im Mai 2021 bis zu 8.000 Familien 
vertrieben worden. Berichten zufolge haben die Vertriebenen keinen Zugang zu 
Unterkunft, Verpflegung, Schulen oder medizinischer Versorgung (BAMF 
31.5.2021; vgl. UNOCHA 2.6.2021). 

Ende Mai/Anfang Juni übernahmen die Taliban die Kontrolle über mehrere Dis-
trikte (LWJ 6.6.2021; vgl. DW 6.6.2021, MENAFN 7.6.2021). Die Taliban haben den 
Druck in allen Regionen des Landes verstärkt, auch in Laghman, Logar und Wardak, 
drei wichtigen Provinzen, die an Kabul grenzen (LWJ 6.6.2021; vgl. RFE/RL 
1.6.2021). Damit haben die Taliban seit Beginn des Truppenabzugs am 1.5.2021 
bis Anfang Juni mindestens zwölf Distrikte erobert (LWJ 6.6.2021; vgl. 
DW 6.6.2021, MENAFN 7.6.2021, LWJ 20.5.2021, VOA 7.6.2021)." 

Im Kapitel zu den Taliban stellt das Bundesverwaltungsgericht unter "Jüngste Ent-

wicklungen und aktuelle Ereignisse" auszugsweise Folgendes fest:  

"Die Taliban glauben, dass der Sieg ihnen gehört. Die Entscheidung von US-Präsi-
dent Joe Biden, den Abzug der verbleibenden US-Truppen auf September zu ver-
schieben, was bedeutet, dass sie über den im letzten Jahr vereinbarten Termin 
1.5.2021 hinaus im Land bleiben werden, hat eine scharfe Reaktion der politischen 
Führung der Taliban ausgelöst. Nichtsdestotrotz scheint das Momentum auf Sei-
ten der Militanten zu sein. Im vergangenen Jahr gab es einen offensichtlichen Wi-
derspruch im 'Jihad' der Taliban. Nach der Unterzeichnung eines Abkommens mit 
den USA stellten sie Angriffe auf internationale Truppen ein, kämpften aber weiter 
gegen die afghanische Regierung. Ein Taliban-Sprecher besteht jedoch darauf, 
dass es keinen Widerspruch gibt (BBC 15.4.2021; vgl. VIDC 26.4.2021). Für die Ta-
liban ist die Errichtung einer 'islamischen Struktur' eine Priorität. Die Taliban sind 
noch nicht ins Detail gegangen, wie diese aussehen würde. Ähnliche Bedenken 
werden im Hinblick auf die Auslegung der Scharia und die Rechte der Frauen ge-
äußert (VIDC 26.4.2021). 
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Die Luftwaffe, vor allem die der Amerikaner, hat in den vergangenen Jahren ent-
scheidend dazu beigetragen, den Vormarsch der Taliban aufzuhalten. Die USA ha-
ben ihre Militäroperationen bereits drastisch zurückgefahren, nachdem sie im ver-
gangenen Jahr ein Abkommen mit den Taliban unterzeichnet hatten, und viele 
befürchten, dass die Taliban nach ihrem Abzug in der Lage sein werden, eine mili-
tärische Übernahme des Landes zu starten (BBC 15.4.2021; vgl. VIDC 26.4.2021)." 

Weiters finden sich in dem vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen Län-

derinformationsblatt vom 11. Juni 2021 im Kapitel "Abzug der Internationalen 

Truppen" auszugsweise folgende Informationen, die das Bundesverwaltungsge-

richt seiner Entscheidung aber nicht ausdrücklich zugrunde legt:  

"Im April kündigte US-Präsident Joe Biden den Abzug der verbleibenden Truppen 
(WH 14.4.2021; vgl. RFE/RL 19.5.2021, AAN 1.5.2021, BBC 23.4.2021) - etwa 2.500-
3.500 US-Soldaten und etwa 7.000 NATO-Truppen - bis zum 11.9.2021 an, nach 
zwei Jahrzehnten US-Militärpräsenz in Afghanistan (RFE/RL 19.5.2021). […] 

[…] Der Abzug wird eine große Bewährungsprobe für die afghanischen Sicherheits-
kräfte sein. US-Generäle und andere Offizielle äußerten die Befürchtung, dass er 
zum Zusammenbruch der afghanischen Regierung und einer Übernahme durch die 
Taliban führen könnte (RFE/RL 19.5.2021).  

Viele befürchten, dass mit dem Abzug der US-Truppen aus Afghanistan eine neue 
Phase des Konflikts und des Blutvergießens beginnen wird (VIDC 26.4.2021; vgl. 
AAN 1.5.2021, GM 18.5.2021). Mit dem Abzug der US-Truppen in den nächsten 
Monaten können die ANDSF mit einem Rückgang der Luftunterstützung und der 
Partner am Boden rechnen (AAN.1.5.2021; vgl. GM 18.5.2021), während die Tali-
ban in jüngsten Äußerungen [Anm.: Ende April 2021] von einem bevorstehenden 
Sieg sprachen (RFE/RL 12.5.2021a; vgl. BBC 15.4.2021). Es gab auch einen Anstieg 
von tödlichen Selbstmordattentaten in städtischen Gebieten, die der islamisti-
schen Gruppe angelastet werden (RFE/RL 12.5.2021a) und verstärkte Kampfhand-
lungen zwischen Taliban und Regierungstruppen seit Beginn des Abzugs der inter-
nationalen Truppen im April (RFE/RL 12.5.2021a; cf. SIGAR 30.4.2021, BAMF 
31.5.2021, LWJ 20.5.2021). […]" 

2.3. Das Bundesverwaltungsgericht begründet zunächst hinsichtlich der spezifisch 

zur Provinz bzw. Stadt Kabul getroffenen Länderfeststellungen nachvollziehbar, 

dass die dortige Sicherheitslage einer Rückkehr des Beschwerdeführers mit Blick 

auf Art. 2 und 3 EMRK entgegensteht.  

Demgegenüber geht das Bundesverwaltungsgericht im angefochtenen Erkenntnis 

vom 1. Juli 2021 davon aus, dass für den Beschwerdeführer in den Städten Ma-

zar-e Sharif und Herat eine (Neu-)Ansiedlungsmöglichkeit gegeben sei, weil das 
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Niveau an willkürlicher Gewalt so gering sei, dass für Zivilisten keine Gefahr erheb-

licher Eingriffe in ihre psychische oder physische Unversehrtheit bestehe. Die vom 

Beschwerdeführer in seiner Stellungnahme vom 3. Mai 2021 vorgebrachten Ge-

fahren, die mit dem angekündigten Abzug US-amerikanischer Truppen einherge-

hen würden, hält das Bundesverwaltungsgericht für "reine Spekulation über mög-

liche zukünftige Entwicklungen". Die genannten Neuansiedlungsorte stünden 

"derzeit" nicht unter Kontrolle (oder sonstigem Einfluss) der Taliban. Die vom Be-

schwerdeführer in seiner Stellungnahme vom 1. Juli 2021 beschriebenen Entwick-

lungen würden "keine rechtserheblichen Sachverhaltsneuerungen" aufzeigen; 

sollte sich die relevante Tatsachenlage mittelfristig tatsächlich ändern, könne dies 

unter den sonstigen Voraussetzungen zum Gegenstand eines Folgeantrages ge-

macht werden. 

2.4. Damit verkennt das Bundesverwaltungsgericht seine aus Art. 2 und 3 EMRK 

folgende Verpflichtung zu beurteilen, ob für den Beschwerdeführer im Falle einer 

Rückkehr in die vom Bundesverwaltungsgericht in Betracht gezogenen Orte in sei-

nem Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung der genannten Grund-

rechte, insbesondere eine ernsthafte Bedrohung seines Lebens oder seiner Unver-

sehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatlichen Konfliktes bestehen würde: 

Auf Grund der im Zeitpunkt seiner Entscheidung verfügbaren Länderinformatio-

nen, insbesondere des Länderinformationsblatt vom 11. Juni 2021, das das Bun-

desverwaltungsgericht seinen Feststellungen auch zugrunde legt, war für das Bun-

desverwaltungsgericht mit diesem Zeitpunkt erkennbar, dass auf Grund der 

aktuellen Entwicklungen in Afghanistan die Gefahr einer das ganze Land betref-

fenden kriegerischen Auseinandersetzung zwischen den Taliban und Regierungs-

truppen und damit eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrt-

heit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines innerstaatlichen Konfliktes für 

Angehörige der Zivilbevölkerung wie dem Beschwerdeführer gegeben war. So 

wird etwa im Länderinformationsblatt vom 11. Juni 2021 nicht nur von einer viel-

fach befürchteten massiven Verschlechterung der Sicherheitslage im Falle des Ab-

zuges internationaler Truppen berichtet, sondern auch darüber, dass sich die Si-

cherheitslage nach dem erfolgten Truppenabzug tatsächlich stetig verschlechtert 

hat. In diesem Sinne halten die genannten Länderinformationen ausdrücklich fest, 

dass auf Grund des US-Truppenabzuges der Beginn "eine[r] neue[n] Phase des 
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Konflikts und des Blutvergießens", der "Zusammenbruch der afghanischen Regie-

rung" und die "Übernahme durch die Taliban" zu befürchten sei, und verweisen in 

diesem Zusammenhang darauf, dass die "Luftwaffe, vor allem die der Amerikaner, 

[…] in den vergangenen Jahren entscheidend dazu beigetragen [hat], den Vor-

marsch der Taliban aufzuhalten". Die Kampfhandlungen zwischen Taliban und Re-

gierungstruppen hätten seit dem Abzug der internationalen Truppen im April stark 

zugenommen, die Taliban "den Druck in allen Regionen des Landes verstärkt" und 

"seit Beginn des Truppenabzugs am 1.5.2021 bis Anfang Juni mindestens zwölf 

Distrikte erobert". 

Auch auf Grund der breiten medialen Berichterstattung über die Entwicklungen in 

Afghanistan, die für das Bundesverwaltungsgericht als notorisch gelten können 

(vgl. VfGH 23.2.2015, E 882/2014), musste das Bundesverwaltungsgericht davon 

ausgehen, dass die Sicherheitslage in Afghanistan als extrem volatil einzustufen ist 

(zur Bedeutung dieses Umstandes für die Beurteilung des Vorliegens einer realen 

Gefahr im Sinne des Art. 2 und 3 EMRK siehe statt vieler VfSlg. 19.466/2011, 

20.296/2018, 20.358/2019; VfGH 6.10.2020, E 2406/2020). 

Vor diesem Hintergrund war das Bundesverwaltungsgericht damit verpflichtet, 

das Vorliegen einer realen Gefahr einer Verletzung des Art. 2 oder 3 EMRK bei ei-

ner Rückkehr des Beschwerdeführers angesichts der sich nahezu täglich ändern-

den Situation in der kriegerischen Auseinandersetzung zwischen den Taliban und 

der afghanischen Regierung und ihren Truppen eingehend auch im Hinblick auf die 

laufende Entwicklung zu prüfen (vgl. EGMR 23.3.2016 [GK], Fall F.G., 

Appl. 43.611/11 [Z 114, 116]). Dieser Verpflichtung genügt das Bundesverwal-

tungsgericht in dieser besonderen, durch eine extreme Volatilität auf Grund einer 

sich äußerst rasch verändernden Sicherheitslage gekennzeichneten Situation 

nicht, wenn es momentbezogen eine kriegerische Auseinandersetzung an be-

stimmten Orten verneint, ohne die ernsthafte Bedrohung durch eine nachvollzieh-

bar befürchtete, landesweit bereits teilweise tatsächlich eingetretene und mög-

licherweise auch an den vom Bundesverwaltungsgericht für eine Rückkehr des 

Beschwerdeführers in Betracht gezogenen Orten unmittelbar bevorstehende we-

sentliche Verschlechterung der Sicherheitslage mit in den Blick zu nehmen. 
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Indem das Bundesverwaltungsgericht somit ausschließlich momentbezogen von 

einer im Hinblick auf Art. 2 und 3 EMRK zulässigen Rückkehrsituation des Be-

schwerdeführers ausgegangen ist, ohne dabei der sich rasch ändernden, durch 

sich intensivierende kriegerische Auseinandersetzungen zwischen den Taliban und 

afghanischen Regierungstruppen gekennzeichneten Sicherheitslage Rechnung zu 

tragen, hat es sein Erkenntnis – soweit es sich auf die Nichtzuerkennung des Status 

des subsidiär Schutzberechtigten und daran anknüpfend auf die Nichterteilung ei-

nes Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Gründen, auf die Zulässigkeit 

der Rückkehrentscheidung und der Abschiebung in den Herkunftsstaat Afghanis-

tan unter Setzung einer 14-tägigen Frist für die freiwillige Ausreise bezieht – mit 

Willkür belastet. 

B. Im Übrigen – soweit sich die Beschwerde gegen die Abweisung des Antrages auf 

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten richtet – wird die Behandlung der 

Beschwerde abgelehnt: 

1. Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ablehnen, 

wenn von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht 

zu erwarten ist (Art. 144 Abs. 2 B-VG). Ein solcher Fall liegt vor, wenn zur Beant-

wortung der maßgebenden Fragen spezifisch verfassungsrechtliche Überlegungen 

nicht erforderlich sind. 

2. Die Beschwerde rügt die Verletzung in näher bezeichneten verfassungsgesetz-

lich gewährleisteten Rechten. Die gerügten Rechtsverletzungen wären im vorlie-

genden Fall aber nur die Folge einer – allenfalls grob – unrichtigen Anwendung des 

einfachen Gesetzes. Spezifisch verfassungsrechtliche Überlegungen sind zur Be-

antwortung der aufgeworfenen Fragen nicht anzustellen. 

III. Ergebnis 

1. Der Beschwerdeführer ist somit durch das angefochtene Erkenntnis, soweit da-

mit seine Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan, gegen die Nicht-

erteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Gründen, gegen 

die Erlassung einer Rückkehrentscheidung, gegen die Feststellung der Zulässigkeit 
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der Abschiebung und gegen die Festsetzung einer 14-tägigen Frist für die freiwil-

lige Ausreise abgewiesen wird, im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht 

auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander (Art. I Abs. 1 Bundesverfas-

sungsgesetz BGBl. 390/1973) verletzt worden. 

Das Erkenntnis ist daher in diesem Umfang aufzuheben. 

2. Im Übrigen wird von der Behandlung der Beschwerde abgesehen und diese in-

soweit dem Verwaltungsgerichtshof gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG zur Entscheidung 

abgetreten (zum System der Abtretung der Beschwerde an den Verwaltungsge-

richtshof durch den Verfassungsgerichtshof nach Inkrafttreten der Verwaltungs-

gerichtsbarkeits-Novelle 2012 vgl. VfSlg. 19.867/2014). 

3. Diese Entscheidung konnte gemäß § 19 Abs. 4 bzw. § 19 Abs. 3 Z 1 iVm § 31 

letzter Satz VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöffentlicher Sitzung getrof-

fen werden. 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 88 VfGG. In den zugesprochenen Kosten 

ist Umsatzsteuer in der Höhe von € 436,– sowie eine Eingabengebühr gemäß § 17a 

VfGG in der Höhe von € 240,– enthalten. 

Wien, am 24. September 2021 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

Schriftführerin: 

Mag. KREN, MA 
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